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Westliche Streitkräfte und Spezialeinheiten in der Ukraine

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach der Aussage des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, der nicht 
ausschloss, westliche Truppen in die Ukraine zu entsenden, berichtete die „Fi-
nancial Times“, dass ein hochrangiger Beamter einer europäischen Verteidi-
gungsbehörde ihr in Reaktion auf die Aussage auf anonymer Basis sagte, dass 
„jeder weiß, dass es westliche Spezialeinheiten in der Ukraine gibt – sie haben 
es nur nicht offiziell zugegeben“ (www.ft.com/content/10df6f24-7ce6-407f-85
09-76c65ec6e740). In Bezug auf Emmanuel Macrons Aussage sagte der slo-
wakische Premierminister Robert Fico, „seine Regierung plane nicht, einen 
solchen Einsatz vorzuschlagen. Einige Länder wägten jedoch ab, ob sie bilate-
rale Abkommen über die Bereitstellung von Truppen zur Unterstützung der 
Ukraine bei der Abwehr der russischen Invasion schließen sollten“ (www.n-t
v.de/politik/Frankreichs-Aussenminister-praezisiert-Macron-Vorstoss-article2
4768245.html).

Gemäß US-amerikanischen Presseberichten aus dem Jahr 2023 waren bereits 
im Februar 2023 97 Spezialeinheitenangehörige aus fünf NATO-Staaten in der 
Ukraine im Einsatz – die meisten aus Großbritannien (vgl. abcnews.go.com/P
olitics/us-special-operations-team-working-embassy-ukraine-sources/story?i
d=98543007).

Zudem hat Bundeskanzler Olaf Scholz in seiner Begründung zur Nichtliefe-
rung von Taurus-Marschflugkörpern an die Ukraine kürzlich erklärt: „Was an 
Zielsteuerung und an Begleitung der Zielsteuerung vonseiten der Briten und 
Franzosen gemacht wird, kann in Deutschland nicht gemacht werden. Das, 
was andere Länder machen, die andere Traditionen und andere Verfassungs-
institutionen haben, ist etwas, was wir jedenfalls in gleicher Weise nicht tun 
können.“ Dem hat ein Sprecher des britischen Premierministers Rishi Sunak 
widersprochen (vgl. www.n-tv.de/politik/Briten-sauer-Scholz-soll-Geheimnis-
verraten-haben-article24774842.html).
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Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 20. März 2024 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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1. Befinden sich Angehörige deutscher Streitkräfte respektive Spezialeinhei-
ten in der Ukraine, und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage, mit wel-
chem Zweck, in welchem Umfang, seit wann, und in welchen Regionen?

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 83 des Abge-
ordneten Andrej Hunko auf Bundestagsdrucksache 20/10565 wird verwiesen. 
Soweit Angehörige der Bundeswehr im Militärattachéstab der Deutschen Bot-
schaft Kyjiw tätig sind, repräsentieren sie im Rahmen des Auswärtigen Diens-
tes das Bundesministerium der Verteidigung gegenüber der Regierung des 
Gastlandes, analysieren und bewerten die Militärpolitik und die Lage der Streit-
kräfte der Ukraine und leisten als Teil der Botschaft einen entsprechenden Bei-
trag für Entscheidungen der Bundesregierung.

2. Wurde die Bundesregierung von den Verbündeten über den Aufenthalt an-
derer westlicher Streitkräfte oder Spezialeinheiten in der Ukraine infor-
miert, und wenn ja, wie hat sich die Bundesregierung diesbezüglich posi-
tioniert, bzw. wenn nein, wie informiert sie sich diesbezüglich?

Die Bundesregierung äußert sich grundsätzlich nicht zu Inhalten vertraulicher 
Gespräche.

3. Hat sich die Bundesregierung zu dem Einsatz westlicher Streitkräfte oder 
Spezialeinheiten in der Ukraine als Risiko einer Ausweitung des Krieges 
eine eigene Positionierung erarbeitet (wenn ja, welche), stuft sie diese als 
für Deutschland ein, und wenn ja, setzt sie sich gegenüber den Verbünde-
ten für einen Abzug ein, bzw. wenn nein, warum nicht?

Die Ukraine in ihrer Selbstverteidigung gegen den völkerrechtswidrigen russi-
schen Angriffskrieg so lange wie nötig zu unterstützen, ist erklärtes Ziel der 
Bundesregierung und ihrer NATO-Partner. Die Bundesregierung befindet sich 
dazu in einem ständigen, vertrauensvollen Austausch mit ihren Alliierten, bila-
teral und multilateral.

4. Sind der Bundesregierung Staaten bekannt, die gemäß der Aussage des 
slowakischen Premierministers Robert Fico überlegen (vgl. Vorbemerkung 
der Fragesteller), die Truppen zur Unterstützung der Ukraine bereitzustel-
len, wenn ja, um welche Staaten handelt es sich, und wie positioniert sich 
die Bundesregierung diesbezüglich ggf. gegenüber diesen?

5. Steht die Bundesregierung mit Blick auf den möglichen Einsatz westlicher 
Truppen in der Ukraine und das damit verbundene Risiko einer Auswei-
tung des Krieges auf NATO- und EU-Staaten mit den betreffenden Staaten 
in Konsultationen?

a) Wenn ja, wann, wie, und auf welchem Wege erfolgt das (bitte detail-
liert ausführen)?

b) Wenn nein, warum steht die Bundesregierung mit den betreffenden 
Staaten nicht in Konsultationen (bitte detailliert ausführen)?

Die Fragen 4 bis 5b werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung äußert sich grundsätzlich nicht zu Inhalten vertraulicher 
Gespräche.
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6. Kann die Bundesregierung die Aussage von Bundeskanzler Olaf Scholz 
bestätigen, wonach die Zielsteuerung und Begleitung der Zielsteuerung in 
der Ukraine durch Briten und Franzosen erfolgt (vgl. Vorbemerkung der 
Fragesteller), und wenn ja, verfügt die Bundesregierung über Informatio-
nen darüber, bei welchen Waffensystemen dies seit wann der Fall ist?

Die Aussagen des Bundeskanzlers stehen für sich.

7. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass die Zielsteuerung und Be-
gleitung der Zielsteuerung in der Ukraine durch deutsche Militärangehöri-
ge erfolgt?

Die Fragestellung gibt die Aussage des Bundeskanzlers bei der Chefredakteurs-
konferenz der Deutschen Presseagentur (dpa) am 26. Februar 2024 unzutref-
fend wieder. Die Aussagen des Bundeskanzlers stehen für sich. Ergänzend wird 
auf seine weiteren Ausführungen in der Regierungsbefragung vom 13. März 
2024 verwiesen (https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-reg
ierungsbefragung-maerz-2024-2264772).
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